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allein durch Übersendung der Kritik­
beschlüsse ein, sondern die bestehen­
den Hemmnisse können nur beseitigt 
werden durch das Zusammenwirken 
aller staatlichen und gesellschaft­
lichen Kräfte.

In dem Strafverfahren gegen den 
Tankstellenleiter G. stellte die Straf­
kammer erhebliche Mängel und Ge­
setzesverletzungen in der Leitungs­
tätigkeit des VEB Minol E. und des 
VEB Kraftverkehr Gr. fest. G. hatte 
sich durch Fälschung von Tanklisten 
größere Mengen Benzin verschafft 
und dem sozialistischen Eigentum 
dadurch beträchtlichen Schaden zu­
gefügt. Im VEB Minol E. war durch 
die Nichteinhaltung der betrieblichen 
Arbeitsanweisung, in den Tankstel­
len die Tanklisten im Durchschreibe­
verfahren zu führen, den begangenen 
Fälschungen unmittelbarer Vor­
schub geleistet worden. Auch bei 
Revisionen durch den VEB Minol 
wurde die Einhaltung dieser Vor­
schrift nicht kontrolliert. Nach § 8 
der VO über die Stellung der Haupt­
buchhalter in den Betrieben der 
volkseigenen und der ihr gleich­
gestellten Wirtschaft und den ihnen 
übergeordneten Dienststellen vom 
17. Februar 1955 (GBl. I S. 139) 
ist der Hauptbuchhalter für die 
Ordnungsmäßigkeit des Rechnungs­
wesens und dabei insbesondere für 
das Belegwesen verantwortlich. Diese 
gesetzlichen Pflichten sind sowohl 
vom Hauptbuchhalter des VEB 
Minol E. als auch — in weit größe­
rem Umfang — vom Hauptbuchhalter 
des VEB Kraftverkehr Gr. verletzt 
worden. Hier wurde auf jede Gegen­
kontrolle der zur Abrechnung vor­
gelegten Tanklisten verzichtet. 
Einige Mitarbeiter des Betriebes 
nutzten diesen Zustand in unzulässi­
ger Weise aus und tankten auf An­
weisung des Verkehrsmeisters N. 
ihre Privatfahrzeuge auf Tanklisten 
der beim VEB Kraftverkehr laufen­
den Lkws, um angeblich Dienstfahr­
ten durchzuführen. Diese Umgehung 
der AO Nr. 4 über Reisekostenver­
gütung, Trennungsentschädigung und 
Umzugskostenvergütung vom 30. Juni 
1960 (GBl. I S. 410), die im § 2 (neue 
Fassung des § 14 der AO Nr. 1 vom
20. März 1956, GBl. I S. 299) eine 
detaillierte Abrechnung der Dienst­
reisen verlangt, begünstigte zugleich 
die betrügerischen Handlungen des 
Tankstellenleiters G.

Weiterhin unterließ es der Kraft­
verkehrsbetrieb, Fahrtennachweis­
bücher zur Kontrolle des Kraftstoff­
verbrauchs einzuführen. Obwohl die 
Aufforderung dazu bereits bei Ein­
leitung des Ermittlungsverfahrens 
ergangen war, wurde sie auch weiter­
hin außer acht gelassen. Die unge­
setzliche Arbeitsweise im Beleg- und

Kontrollwesen, insbesondere im VEB 
Kraftverkehr, zeigt, daß dem Prin­
zip der wirtschaftlichen Rechnungs­
führung wie auch der Selbstkosten­
senkung nicht genügend Aufmerk­
samkeit zugewandt wurde. Wie 
sorglos mit dem Kraftstoff umge­
gangen wurde, beweist die Tatsache, 
daß die gefälschten, keiner Gegen­
kontrolle unterzogenen Kraftstoff­
listen den Materialverbrauchsnormen 
zugrunde gelegt wurden.
Der im Strafverfahren gegen G. er­
lassene Kritikbeschluß wurde nicht 
nur der Betriebsleitung des Verkehrs­
betriebes, sondern auch der Bezirks­
direktion Kraftverkehr zugeleitet, die 
eine Auswertung der Gerichtskritik 
mit der Belegschaft des Verkehrs­
betriebes verlangte. Die hier fest­
gelegten Maßnahmen entsprachen 
den Schlußfolgerungen des Gerichts­
beschlusses : Den verantwortlichen
Leitern wurde durch die Konflikt­
kommission eine Mißbilligung ausge­
sprochen. Außerdem wurden den 
schuldigen Mitarbeitern die Prämien 
entzogen. Auf Grund der Gerichts­
kritik wird die Kontrolle der 
Materialverbrauchsnormen nunmehr 
monatlich durchgeführt, die mit der 
Einführung der Fahrtennachweis­
bücher die Gegenkontrolle für den 
Kraftstoffverbrauch gewährleistet 
und damit eine Grundlage für Ein­
sparungsmaßnahmen gibt. Für die 
Listentankung sind schließlich Dienst­
anweisungen ergangen, die eine Schä­
digung des Volkseigentums in der 
begangenen Weise ausschließen. Auch 
zur Einhaltung der AO über die 
Reisekostenvergütung sind inner­
betriebliche Maßnahmen festgelegt 
worden.
Der Erfolg dieses Kritikbeschlusses 
ist darauf zurückzuführen, daß exakt 
alle Gesetzesverletzungen aufgedeckt 
und die zu ihrer Beseitigung er­
forderlichen Maßnahmen vorgeschla­
gen wurden. Mit Unterstützung der 
Bezirksdirektion Kraftverkehr und 
der gesamten Belegschaft gelang es, 
die Forderungen des Gerichts zu 
verwirklichen.
Das Strafverfahren gegen den Be­
triebsschlosser V. ist ein weiteres 
Beispiel dafür, wie Kritikbesehlüsse 
zum Ausgangspunkt wirksamer Ver­
änderungen werden. Der Angeklagte 
hatte die fehlenden Kontrollen bei 
seinen Lohnabrechnungen ausgenutzt 
und Überstunden und Sonntagsarbeit 
berechnet, ohne sie tatsächlich ge­
leistet zu haben. Der Betrieb hatte 
bis zur Aufdeckung dieser betrüge­
rischen Handlungen den Lohnab­
rechnungen lediglich die Angaben der 
Betriebshandwerker zugrunde gelegt. 
In der Gerichtskritik wurde aufge­
zeigt, daß der Betrieb VEB Z. durch 
eine solche Arbeitsweise den Erfolg 
des Produktionsaufgebots hemmt. Die 
Verletzung der VO über die Kon­

trolle der Lohnfonds in der volks­
eigenen und konsumgenossenschaft­
lichen Wirtschaft vom 8. Septem­
ber 1961 (GBl. I S. 449) durch den 
Betriebsleiter begünstigte die straf­
bare Handlung des V. und führte 
zur Schädigung des Volkseigentums. 
Nach § 3 der VO ist der Leiter des 
Betriebes dafür verantwortlich, daß 
die geplanten Lohnfonds eingehalten 
werden und die Entlohnung ent­
sprechend der Leistung erfolgt. Er 
hat die Kontrolle über die Veraus­
gabung des Lohnfonds und die Ent­
wicklung des Durchschnittslohnes zu 
organisieren und zu gewährleisten 
(§§ 9, 10 und 12 der VO). Bei einer 
pflichtgemäßen Kontrolle hätte also 
festgestellt werden müssen, daß der 
monatliche Bruttoverdienst des V. 
laufend stieg, ohne daß mehr Lei­
stung erbracht wurde. Im Gerichts­
kritikbeschluß wurden daher Vor­
schläge gemacht, die helfen, künftig 
derartige strafbare Handlungen zu 
verhindern. Die Werkdirektion hat 
daraufhin das Strafverfahren mit 
den Betriebshandwerkern ausgewer­
tet. Zur Sicherung der notwendigen 
Kontrolle wurde angeordnet, daß für 
außerhalb der Arbeitszeit geleistete 
Arbeiten ein entsprechender schrift­
licher Arbeitsauftrag vorliegen muß. 
Der Beginn und die Beendigung von 
Arbeiten außerhalb der Arbeitszeit 
sind im Wachbuch des Betriebs­
schutzes einzutragen. Bei der Ab­
rechnung der Bruttolohnblätter sind 
alle Eintragungen durch Gegenzeich­
nung des verantwortlichen Meisters 
zu bestätigen. Die für die Reparatu­
ren notwendige Überstundenarbeit 
ist gern. § 73 Ziff. 2 GBA rechtzeitig 
bei der BGL zu beantragen bzw. von 
ihr genehmigen zu lassen, damit die 
Einhaltung der arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen gewährleistet ist.
Das Gericht übersandte auch in die­
sem Fall eine Ausfertigung des 
Beschlusses an das übergeordnete 
Organ, die VVB Möbel, damit sie 
bei der Beseitigung der Gesetzes­
verletzung anleitend und kontrol­
lierend tätig werden kann.
Die Beispiele zeigen, daß die richtige 
Anwendung der Gerichtskritik die 
Überwindung des alten Arbeitsstils 
fördert. Mit Hilfe der Gerichtskritik 
gelingt es unseren Richtern, leichter 
den erforderlichen Einfluß auf die 
hemmenden Faktoren in unserer 
Wirtschaft zu nehmen und mitzu­
helfen, die sozialistischen Gesell­
schaftsverhältnisse zu entwickeln.
Deshalb sollte die Forderung des 
Staatsrates, die er in den Grund­
sätzen des Rechtspflegeerlasses er­
hebt, die Gerichtskritik verstärkt zur 
Festigung der Gesetzlichkeit anzu­
wenden, umgehend von allen Gerich­
ten beachtet werden.
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